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Zusammenfassung 
Um den Diskurs über die demokratischen Potentia-
len der informationstechnischen Innovationen zu
strukturieren, führte Hubertus Buchstein 1996 die
Idealtypen Netzoptimismus, Netzpessimismus und
Netzneutralismus ein. Alle Positionen weisen sowohl
Elemente auf, die heute noch tragfähig sind, als auch
Komponenten, deren Relevanz inzwischen fragwür-
dig erscheint. Hervorzuheben ist, dass die digitale
Informationsgesellschaft wie von netzpessimisti-
scher Seite unterstellt tatsächlich in vielerlei Hinsicht
zu einer Welt der schlechten Alternativen geworden
ist, in der es immer schwerer fällt, für sich legitime,
aber dennoch widerstreitende Interessen auf einen
gemeinsamen Nenner zu bringen. Besonders deutlich
kommt dies im zunehmend brisanten Spannungsver-
hältnis zwischen dem bürgerschaftlichen Anspruch
auf individuellen Freiraum und dem staatlichen Ord-
nungsanspruch zum Ausdruck. Fragt man danach,
wie sich die aktuelle Situation und die Perspektiven
der demokratischen Willensbildung im Lichte der
von Buchstein entwickelten Idealtypen darstellen,
wird deutlich, dass sich in diesem Bereich umfas-
sende und tiefgreifende Veränderungen abzeichnen,
die Konturen einer zukünftigen Demokratie sind
aber noch nicht erkennbar. 
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 Abstract 
Democracy and digitization 
An examination of selected aspects of democratic 
decision-making in the information society over the 
span of two decades 
In order to structure the debate on the democratic po-
tentials of digital information technology Hubertus 
Buchstein in 1996 created three ideal types, net op-
timism, net pessimism and net neutrality. All posi-
tions, however, contain both elements that are still 
viable today as well as components whose relevance 
now appears questionable. It should be emphasized 
that the digital information society, such as the net 
pessimistic side assumed, in fact has become in 
many ways a world of bad alternatives, in which it is 
increasingly difficult to bring, considered in isola-
tion, legitimate yet conflicting interests to a common 
denominator. Particular clear this becomes in the in-
creasing tension between the civic right to individual 
freedom and the state claim on interventions to safe-
guard social order. If one asks for how the current 
situation and the prospects for democratic decision 
making present themselves in the light of Buch-
stein’s pure types, it will be recognizable that com-
prehensive and profound changes are in the making, 
but the contours of a future democracy are not yet 
discernible. 
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1 Einführung 

Die Kontroverse um die Auswirkungen der digitalen Netzkommunikation auf die demo-
kratische Willensbildung ist so alt wie die breite gesellschaftliche Nutzung des Internets 
selbst, die Anfang der neunziger Jahre in den Vereinigten Staaten und Mitte der neunziger 
Jahre in Europa einsetzte. Um diese Diskussion zu strukturieren, führte Hubertus Buch-
stein 1996 die Idealtypen Netzoptimismus, Netzpessimismus und Netzneutralismus ein, 
welche die Essenz der damals zu dieser Frage vertretenen Ansichten wiedergeben. In der 
vorliegenden Arbeit werden die Aussagensysteme, die Hubertus Buchstein mit dieser Be-
griffstrias verbunden hat, im Lichte neuerer soziotechnischer Entwicklungen auf den 
Prüfstand gestellt. Dabei geht es weniger um die Fortentwicklung von Theorie als darum, 
die gegenwärtige Situation durch den Rückgriff auf die von Buchstein bereitgestellten 
analytischen Kategorien besser zu verstehen. Die Aufarbeitung der relevanten Entwick-
lungen gründet in einer Literaturstudie, in die aus Aktualitätsgründen nicht nur Fachveröf-
fentlichungen, sondern auch außerwissenschaftliche Publikationen einbezogen worden 
sind. Dass eine solche Untersuchung lediglich Tendenzen aufdecken und Schlaglichter 
setzen kann, liegt angesichts der Breite der Fragestellung auf der Hand. Der Einstieg in 
die Problematik erfolgt über eine Auseinandersetzung mit den zentralen begrifflichen 
Grundlagen und den dahinter stehenden Phänomenen und Entwicklungen. 

2 Digitale Informationsgesellschaft 

Der Übergang zur digitalen Informationsgesellschaft ist dadurch gekennzeichnet, dass 
immer mehr soziale Funktionen in elektronische Netzwerke verlagert werden (vgl. Webs-
ter 2005, S. 8ff.; Winkel 2007b, S. 240f.). Entstanden sind diese durch das Zusammen-
wachsen ehemals eigenständiger technologischer Linien, die der getrennten Verarbeitung 
und Übertragung von Daten, Texten, Sprache und Bildern dienten. In der öffentlichen 
Wahrnehmung wird diese Entwicklung vor allem mit der Verbreitung des Internets ver-
bunden, das nicht in der vormals üblichen Weise als ein System konzipiert worden ist, das 
von einem zentralen Rechner aus Informationen verwaltet und diese bei Bedarf dezentra-
len Einheiten zur Verfügung stellt, sondern als ein virtuelles Netz, dessen verstreute Kom-
ponenten eigenständig miteinander kommunizieren (vgl. Bleicher 2010, S. 11ff.; Gaunt-
lett/Horsley 2004, S. 10ff.). Die Bereiche des Internets stehen für eine breite Palette von 
Informationsangeboten, Kommunikationsformen und Kooperationsmöglichkeiten. Neben 
Dienste der ersten Generation wie Websites und Elektronische Post sind Dienste der 
Zweiten Generation wie Blogs, Wikis und soziale Netzwerke getreten, die man mit den 
Begriffen Web 2.0 und Social Media assoziiert. Die Stärken des Internets liegen nicht nur 
in den Leistungsmerkmalen einzelner Dienste, sondern ebenso in den Potentialen, die aus 
der Verbindung der unterschiedlichen Bereiche erwachsen. 

Ergänzt und erweitert wird das Internet durch Intranets und Extranets, durch Schnitt-
stellen zur überkommenen Massenkommunikation und durch eine sich immer stärker 
durchsetzende Mobilkommunikation, wobei der zellulare Mobilfunk, über den die gängi-
gen Handyanbieter ihre Dienste bereitstellen, und die satellitengestützte Kommunikation 
zu unterscheiden sind (vgl. D21 2013, S. 4ff.; ISPRAT 2014, S. 2; OECD/ITU 2011, S. 
17f.). Eingebettet ist die Entwicklung der Netze, Dienste, Anwendungen und Endgeräte in 
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einen rasanten technischen Wandel, der immer leistungsfähigere und kostengünstigere 
Hardware und Software zur Generierung, Verarbeitung, Speicherung und Übermittlung 
von Informationen hervorbringt und unter anderem durch Fortschritte auf dem Gebiet der 
künstlichen Intelligenz geprägt ist, deren Funktionalitäten immer weiter in ehemals den 
Menschen vorbehaltene Handlungsbereiche eindringen (vgl. Ertel 2013, S. 11ff.; Lämm-
le/Cleve 2008, S. 27ff.; Pletter 2014, S. 19f.). 

3 Demokratische Willensbildung 

In einer auf breiter Basis akzeptierten Lesart lässt sich die demokratische Willensbildung, 
welche eine politische Öffentlichkeit voraussetzt, idealtypisch in die Stufen der Informa-
tion, des Diskurses und der Entscheidung unterteilen (vgl. Fraenkel 1968, S. 165ff.). Auf 
der ersten Stufe werden relevante Impulse und Sachverhalte aufgenommen, auf der zwei-
ten kommt es zur Aufdeckung und zum Abgleich der Wahrnehmungen und Interessen un-
terschiedlicher Akteure sowie zur Formulierung der politischen Agenda und auf der drit-
ten mündet die Willensbildung in die Entscheidungsphase ein. Werden dabei Personalfra-
gen geklärt, spricht man von Wahlen, handelt es sich um Sachfragen, von Abstimmungen. 

Die Qualität der Ergebnisse solcher Prozesse, die in der Massengesellschaft einer 
massenmedialen Vermittlung bedürfen, bemisst sich einerseits danach, inwieweit die von 
den Entscheidungen betroffenen Gesellschaftsmitglieder selbst oder über Repräsentanten 
an der Meinungsbildung teilhaben, und andererseits danach, inwieweit Entscheidungen 
hervorgebracht werden, die tatsächlich zur Bewältigung der adressierten Probleme beitra-
gen (vgl. Scharpf 1999, S. 16ff.). Die demokratische Willensbildung bedarf der institutio-
nellen Absicherung (vgl. Schmidt 2007, S. 19ff.). So enthält das Grundgesetz nicht nur die 
zentrale Aussage, dass alle Staatsgewalt vom Volk ausgehen soll, und dass dieses seine 
Souveränität in Wahlen und Abstimmungen ausüben kann, sondern zudem unterschiedli-
che Bestimmungen zum Schutz von Information, Kommunikation und bürgerschaftlicher 
Kooperation. Daneben setzen funktionierende demokratische Prozesse korrespondierende 
Überzeugungen, Einstellungen und Verhaltensroutinen in der Bevölkerung voraus, die in 
ihrer Gesamtheit die politische Kultur einer Gesellschaft ausmachen (vgl. Sonthei-
mer/Bleek 1999, S. 178). Und schließlich ist die demokratische Willensbildung auch von 
sozioökonomischen Faktoren abhängig, die ein demokratisches Gemeinwesen nicht selbst 
erzeugen und auch nur bedingt beeinflussen kann (vgl. Lipset 1959, S. 75ff.). 

4 Buchsteins Begriffstrias 

Um zentrale Annahmen und Aussagen zu den demokratischen Potentialen der digitalen 
Informationstechnologien zu komprimieren und zu ordnen, entwickelte Hubertus Buch-
stein Ende der neunziger Jahre die Kategorien Netzoptimismus, Netzpessimismus und 
Netzneutralismus (vgl. insb. Buchstein 1996, S. 583ff., aber auch Buchstein 1997, S. 
248ff.), die von anderen aufgenommen und auch partiell noch ausdifferenziert worden 
sind (vgl. etwa Winkel 1999, S. 27ff.; Winkel 2001a, S. 140ff.; Winkel 2001b, S. 10ff.). 
Dabei handelt es sich um Idealtypen, die komplexe Positionen und Argumentationslinien 
nicht originalgetreu wiedergeben, aber dafür in ihrer Abstraktheit erkenntnisleitend wir-
ken können. 
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Die netzoptimistische Position (vgl. Buchstein 1996, S. 584f./587ff.) geht davon aus, 
dass die Verbreitung digitaler Informationstechnologien schon wegen deren spezifischer 
Beschaffenheit – insbesondere wegen des Umstands, dass die Netzwerkkommunikation 
einen universellen Zugang zu politisch relevanten Informationen und Prozessen ermög-
licht und der Einwegkommunikation der Massenmedien eine Zweiwegkommunikation 
entgegensetzt – Verbesserungen im Bereich der demokratischen Willensbildung nach sich 
zieht. Mit einer solchen Lageeinschätzung verbinden unterschiedliche Varianten des Net-
zoptimismus allerdings unterschiedliche Perspektiven, wobei sich unter anderem eine 
marktorientierte und eine zivilgesellschaftlich ausgerichtete Spielart unterscheiden lassen. 
In der marktorientierten Variante impliziert die optimistische Lageeinschätzung, dass die 
Entwicklung des Internets weitgehend dem Wettbewerb überlassen bleiben sollte, dem 
die Fähigkeit zugeschrieben wird, nicht nur die ökonomischen, sondern auch die politi-
schen Potentiale der Netzkommunikation am besten zur Entfaltung bringen zu können. 
Die zivilgesellschaftlich ausgerichtete Variante legt wie die marktorientierte einen weit-
gehenden Verzicht staatlicher Stellen auf direkte Interventionen zur Ausgestaltung der 
Netzwelt nahe, geht dabei aber nicht von einer vorwiegend marktförmigen, sondern von 
einer primär bürgerschaftlichen Ausfüllung der sich dort ergebenden Freiräume als bes-
tem Weg zur Entfaltung der demokratischen Potentiale der digitalen Informationstechno-
logien aus. 

Als Netzneutralismus (vgl. Buchstein 1996, insb. S. 585ff.) bezeichnet Buchstein die 
Überzeugung, dass die informationstechnischen Innovationen in ihren Auswirkungen auf 
die demokratische Willensbildung ambivalent sind, d.h. dass daraus gleichermaßen Chan-
cen und Risiken erwachsen. Die Chancen liegen laut Ambivalenzthese dort, wo der Net-
zoptimismus von primär technikinduzierten Veränderungen ausgeht. Dabei thematisiert 
der Netzneutralismus anders als der Netzoptimismus aber nicht nur die positiven Aspekte 
des informationstechnischen Wandels, sondern ebenso mögliche Fehlentwicklungen, die 
aus seiner Sicht die Kehrseite der Medaille darstellen. Er warnt vor neuen Asymmetrien 
in der politischen Beteiligung in der Folge einer digitalen Spaltung der Gesellschaft, vor 
einer wachsenden verbalen Aggression und der Verbreitung demokratische Grundwerte 
verletzender Inhalte, vor einer Informationsflut, welche die politische Orientierung der 
Bürgerschaft beeinträchtigen und populistischen und demagogischen Bewegungen den 
Weg ebnen kann, vor einem Verlust der politischen Öffentlichkeit, vor der Verschüttung 
partizipatorischer Potentiale als Folge einer umfassenden Kommerzialisierung der Netz-
welt und vor der Identifizierung, Diskriminierung und Disziplinierung von Kommunikati-
onsteilnehmern mit unliebsamen politischen Einstellungen. Aus diesem Blickwinkel 
kommt es im Übergang zur digitalen Informationsgesellschaft darauf an, durch geeignete 
Weichenstellungen und Maßnahmen auf die Maximierung der Chancen und die Minimie-
rung der Risiken des informationstechnischen Wandels hinzuarbeiten. Dazu sollen neben 
staatlichen und kommunalen Stellen auch Akteure aus Wirtschaft und Zivilgesellschaft 
Beiträge leisten. 

Die netzpessimistische Position (vgl. Buchstein 1996, insb. S. 589ff.), der sich auch 
Buchstein selbst zurechnet, steht in diametralem Gegensatz zur optimistischen und in kri-
tischer Distanz zur neutralistischen Auffassung. Unabhängig davon, ob entsprechende 
Wirkungen als eher systemimmanent antizipiert oder an die Voraussetzung spezieller po-
litischer Interventionen gebunden werden, ist es aus der Sicht des Netzpessimismus ver-
fehlt, informationstechnischen Innovationen umfassendes demokratieförderliches Potenti-
al zuzuordnen. Diese Position geht vielmehr davon aus, dass eine breite Übertragung poli-
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tischer Funktionen auf elektronische Netzwerke sogar äußerst bedenkliche Folgen zeiti-
gen kann. Fehlentwicklungen, die sich laut Ambivalenzthese durch geeignete Maßnah-
men verhindern lassen, werden aus netzpessimistischer Sicht zu unmittelbaren und weit-
gehend unvermeidbaren Folgen des informationstechnischen Wandels. Als ursächlich da-
für werden neben asymmetrischen sozioökonomischen Rahmenbedingungen technikim-
manente Faktoren ausgemacht. Die spezifischen Eigenschaften der digitalen Informati-
onstechnologien, auf denen die Hoffnungen von Netzoptimisten ruhen, machen die Welt 
der Netze in den Augen der Netzpessimisten zu einer Welt der schlechten Alternativen, in 
der sich eine Fehlentwicklung oft nur unter Inkaufnahme einer anderen ebenso gravieren-
den verhindern lässt. Bei einem solchen Lagebild erscheint es nur folgerichtig, dass sich 
Netzpessimisten eine restriktive Nutzung digitaler Informationstechnologien in politi-
schen Zusammenhängen wünschen. Sie wollen entsprechende Anwendungen auf den zi-
vilgesellschaftlichen Raum konzentriert sehen und warnen vor jeder Form virtueller De-
mokratie, die geeignet sein könnte, herkömmliche demokratische Entscheidungserfahren 
zu verdrängen. Damit sprechen sie sich für eine Aussparung der obersten Stufe des demo-
kratischen Willensbildungsprozesses bzw. gegen elektronische Wahlen und Abstimmun-
gen aus. Letzteres teilen auch unterschiedliche Autoren, die schwerpunktmäßig anderen 
Lagern zugerechnet werden (vgl. Buchstein 1996, S. 584). 

5 Zum Netzoptimismus 

Die optimistische Position, nach der informationstechnische Innovationen der demokrati-
schen Willensbildung zuträglich sind, weil die Netzkommunikation den Zugriff auf politi-
sche Informationen erleichtert und erweitert, Asymmetrien im politischen Diskurs abbaut, 
neue Zugänge zur demokratischen Willensbildung eröffnet und gegenüber obrigkeitsstaat-
lichen Eingriffen weitgehend immun ist, hat sich in vielerlei Hinsicht als tragfähig erwie-
sen. Hier sind folgende Befunde zu nennen: 

 
‒ Die Zahl der Internetnutzer ist in den beiden vergangenen Jahrzehnten rasant gestie-

gen. So verfügte Ende der neunziger Jahre lediglich ein kleiner Teil der Einwohner 
Deutschlands und anderer europäischer Staaten über einen Internetzugang, heute ist 
es ein kleiner Teil der Bevölkerung, der noch ohne Anschluss an die zunehmend leis-
tungsfähige Netzkommunikation ist (vgl. etwa D21 2002, S. 10ff.; D21 2014, S. 64f.). 
Dabei haben auch immer mehr Frauen, weniger Gebildete, weniger Wohlhabende und 
Ältere den Weg ins Internet gefunden. In unterentwickelten Ländern Afrikas, Asiens 
und Südamerikas, die nur über eine lückenhafte Fetznetzinfrastruktur verfügen und in 
denen Armut der Verbreitung von Personalcomputern entgegensteht, sind zwar noch 
immer große Teile der Bevölkerung aus der Netzwelt ausgeschlossen, durch die Po-
tentiale der neu hinzugetretenen Mobiltechnologien hat sich ihr Anteil aber verringert 
(vgl. OECD/ITU 2011, S. 12/26). 

‒ Enorm gewachsen ist auch die Fülle der im Internet erhältlichen Informationen mit 
politischer Relevanz, was die Transparenz gesellschaftlicher Prozesse erhöht und die 
Handlungsmöglichkeiten der Bürgerschaft erweitert (vgl. Coleman 2009, S. 86ff.; 
Rademacher 2010, S. 28ff.; Schmitt/Hunnius 2014, S. 29ff.). Neben staatlichen und 
kommunalen Stellen zählen Einrichtungen aus dem zivilgesellschaftlichen Raum, 
welche sich in den unterschiedlichsten Themenfeldern profiliert und dabei gelegent-
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lich auch große Expertise entwickelt haben, zu den wichtigsten Informationslieferan-
ten. Besondere Beachtung finden spätestens seit dem Fall Snowden über Whistleblo-
wing zutage geförderte Informationen, durch die etwa geheime Aktivitäten von Si-
cherheitsbehörden oder fragwürdige Machenschaften von Wirtschaftsunternehmen 
aufgedeckt worden sind (vgl. Harding 2014; Rosenbach/Stark 2011). Die Digital-
technik ermöglicht es, solches Material in kürzester Zeit massenhaft zu kopieren und 
jedem gewünschten Adressaten zur Verfügung zu stellen. 

‒ Die Verbreitung der einfach handhabbaren Instrumente, die mit den Begriffen Web 
2.0 und Social Media verbunden werden, eröffnet den Nutzern die Chance, aktiv an 
der Netzgestaltung mitzuwirken (vgl. Beckmann 2012, S. 180ff.; Hippner 2006, S. 
6ff.). „Enabling both identity expression and community building” (Papacharissi 
2011, S. 305) lassen diese Innovationen die Grenzen zwischen Privatem und Öffentli-
chem verschwimmen (vgl. Papacharissi 2009, S. 230ff.; Papacharissi 2011, S. 
304ff.; Qualman 2012) und leisten in fast allen gesellschaftlichen Bereichen und auf 
allen politischen Ebenen einschließlich der globalen einer kommunikativen Ermächti-
gung von Bevölkerungsteilen Vorschub, die bislang auf die Empfängerrolle be-
schränkt waren und von überkommenen Kommunikationseliten einer schweigenden 
und daher mit ihren Darstellungen tendenziell einverstandenen Mehrheit zugeordnet 
werden konnten (vgl. Volkmer 2011; Volkmer 2014; Zubair Khan 2014, S. 41ff.). 

‒ Mit der technischen Fortentwicklung des Internets sind auch neue Formen der Artiku-
lation politischer Meinungen entstanden, die als „niederschwellige Partizipation“ be-
zeichnet werden (vgl. Jöckel/Kamps/Potz 2014, S. 153). Dazu zählen das Liken poli-
tischer Stellungnahmen und die Unterstützung von Onlinepetitionen als Aktionen, die 
nur geringen Aufwand erfordern und dennoch Wirkung entfalten können, wenn sich 
ihnen viele Teilnehmer anschließen. Schon früh erkannt worden sind die damit ver-
bundenen Möglichkeiten von transnational agierenden Organisationen wie Amnesty 
International, Greenpeace oder Transparency International (vgl. Brundin, S. 161ff.; 
Meißelbach 2009, S. 104ff.), welche die Netzwerke nutzen, um „ihre Interessen in der 
Öffentlichkeit mit möglichst geringen Kosten möglichst weit zu streuen und Unter-
stützer zu mobilisieren“ (Meißelbach 2009, S. 104). 

‒ Die Vorteile, die Web 2.0-Anwendungen im Rahmen bürgerschaftlichen Widerstands 
bieten, sind durch den sogenannten „Arabischen Frühling“ in den Blickpunkt geraten, 
wo diese eine „wichtige Rolle als Multiplikator, Koordinator und Verstärker der Pro-
teste“ spielten (Demmelhuber 2013, S. 228). Gelegentlich ist in diesem Zusammen-
hang sogar überhöhend von „Twitterrevolution“ oder „Facebookrevolution“ die Rede 
(Demmelhuber 2013, S. 229; Richter 2013, S. 157). 

‒ In Deutschland haben die zwischenzeitlich neu aufgeflammten „Anti-Atom-Proteste“ 
und die „Dauermobilisierung gegen Stuttgart 21“ (Roth 2011, S. 66ff.) einen ähnlichen 
Effekt gehabt und dabei auch den Wert von mobilen Endgeräten wie Handys und 
Smartphones und Diensten wie SMS und Twitter für die Initiierung und Koordinierung 
politischer Aktionen aufgedeckt. Als fortschrittliches politisches Projekt, das primär auf 
Mobilkommunikation setzt, gilt die App Berlin gegen Nazis (vgl. Verein für demokrati-
sche Kultur in Berlin 2015). Sie wird vom Verein für demokratische Kultur in Berlin 
getragen und soll dazu dienen, ihre Nutzer über Aktionen der rechtsextremen Szene zu 
informieren und dagegen gerichtete Aktivitäten auszulösen und zu organisieren. 

‒ In dem Maße, wie zivilgesellschaftliche Akteure Einfluss auf die Gestaltung der poli-
tischen Agenda gewonnen haben, sind die Möglichkeiten der überkommenen Mas-
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senmedien und der mit ihnen verbündeten Politiker geschwunden, die Themen des 
politischen Diskurses zu bestimmen und allgemeinverbindlich zu interpretieren (vgl. 
Eumann u.a. 2013, S. 10ff.). Damit ist nicht nur die kommunikative Monopolstellung 
regierungstreuer Rundfunkanstalten in weniger gefestigten Demokratien wie Russ-
land oder Ungarn ins Wanken geraten, auch in Nordamerika und Westeuropa bilden 
sich in dieser Hinsicht neue Machtkonstellationen heraus. Zurückzuführen ist dies 
nicht allein auf die technisch induzierte Entstehung alternativer Öffentlichkeiten, son-
dern auch auf Wechselwirkungen zwischen den überkommenen Massenmedien und 
der Internetkommunikation (vgl. Demmelhuber 2013, S. 241; Pörksen 2015, S. 11; 
Stanyer 2009, S. 200ff.). Auch in Deutschland, wo die Nähe zwischen öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanbietern und etablierten Parteien sehr groß ist, können sich 
Nachrichtensendungen und Fernsehmagazine immer weniger auf die Wünsche von 
Politikern einlassen, weil sie ansonsten Gefahr laufen, etwa durch Mailinglisten, 
Blogs oder Videobeiträge überholt zu werden und an Glaubwürdigkeit zu verlieren. 

‒ Wo wie in der Türkei seitens einer autoritären Obrigkeit versucht wurde, einer bür-
gerschaftlichen Opposition die Informations-, Kommunikations- und Koordinations-
möglichkeiten digitaltechnischer Verfahren durch die Blockierung von Diensten vor-
zuenthalten, hat man erkennen müssen, dass die technischen Eigenschaften und die 
globale Struktur der elektronischen Netzwerke solche Bestrebungen tatsächlich weit-
gehend ins Leere laufen lassen (vgl. Demmelhuber 2013, S. 236ff.; Kasapoglu 2015; 
Sarcinelli 2012, S. 445). 

‒ Diskursive Verfahren, die gänzlich oder partiell internetbasiert ablaufen, sind auf dem 
Vormarsch. Zu den weit verbreiteten deliberativen Beteiligungsinstrumenten zählt der 
Bürgerhaushalt (vgl. Bürgerhaushalt.org 2015), welcher zuerst im brasilianischen 
Porto Alegre erprobt worden ist (vgl. Albers 2015; Franzke/Kleger 2010, S. 9ff.). 
Dieser soll der Bürgerschaft „Beteiligung an der Macht“ (Rupp 2003, S. 1126) bieten, 
indem ausgewählte Teile der kommunalen Haushaltsplanung zu ihrer Disposition ge-
stellt werden. Weil die dabei erzielten Ergebnisse keinen verbindlichen Charakter ha-
ben, sondern letztlich lediglich Empfehlungen darstellen, die von den zuständigen 
Repräsentativorganen aufgenommen oder aber auch vernachlässigt werden können, 
tangiert dieses Instrument die Entscheidungsebene nicht. Auch in Deutschland haben 
viele Städte Bürgerhaushalte eingeführt. Während die Berliner Variante Onlineele-
mente und Bürgerversammlungen verbindet, wird der Kölner Bürgerhaushalt durch-
gängig digital abgewickelt (vgl. Märker/Wehner 2008, S. 67f.). 

‒ Das Konzept der Liquid Democracy, das fließende Übergänge zwischen direkter und 
indirekter Demokratie vorsieht und basisdemokratische Entscheidungen repräsentati-
onsbasierten tendenziell vorzieht, findet in unterschiedlichen politischen Organisatio-
nen Anwendung (vgl. Liquid Democracy Verein 2015; Litvinenko 2012, S. 403ff.; 
Paetsch/Reichert 2012, S. 15ff.). Allen voran sind hier die Piratenparteien zu nennen, 
die sich in allen Teilen der Welt von Australien über Brasilien, Deutschland, Japan 
und Südkorea bis hin zu Weißrussland herausgebildet haben (vgl. Bieber 2012a, S. 
27ff.; Dachverband Piratenparteien International 2015; Neumann 2011, S. 11ff.). Ih-
re Anhänger wollen Liquid Democracy nicht nur organisationsintern, sondern auch 
auf gesamtgesellschaftlicher Ebene verwirklicht sehen. 

‒ Das Nachdenken über die Voraussetzungen und Folgen der Internetkommunikation 
hat zur Herausbildung eines neuen Politikfelds und damit zu einer inhaltlichen und 
personellen Anreicherung des demokratischen Diskurses geführt. Dabei adressiert 
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Netzpolitik keineswegs exklusiv technologiepolitische oder telekommunikationspoli-
tische Fragen, sondern weist in einer Zeit, in der immer mehr zentrale soziale Funkti-
onen in elektronische Netzwerke verlagert werden, genuin gesellschaftspolitische As-
pekte auf (vgl. Deutscher Bundestag 2013, S. 6; Netzpolitik.org 2015; Schünemann 
2012, S. 9ff.). 
 

In dem Maße, wie die Grenzen der ökonomischen Rationalität als dominierende Logik 
gesellschaftlicher Organisation offenkundig geworden und als neoliberal bezeichnete Po-
litiken angesichts zunehmender sozialer Verwerfungen in die Kritik geraten sind, sind die 
Zweifel an den positiven politischen Folgen einer weitgehend dem wirtschaftlichen Wett-
bewerb überlassenen Fortentwicklung der Netzwelt gewachsen. 

Während die marktorientierte Variante des Netzoptimismus an Glaubwürdigkeit ver-
loren hat, konnte die zivilgesellschaftlich orientierte ihre Glaubwürdigkeit bewahren. 
Denn Verfechter einer solchen Position können zur Untermauerung ihrer Thesen nicht nur 
auf die wachsende Bedeutung von Nichtregierungsorganisationen und Nonprofitorganisa-
tionen bei der Setzung und Interpretation von politischen Themen und der Durchführung 
von Kampagnen verweisen, sondern auch auf die Rolle zivilgesellschaftlicher Akteure bei 
der Weiterentwicklung der organisatorischen und technischen Infrastruktur der Informati-
onsgesellschaft. Hier sind etwa die Open Source-Bewegung zu nennen, die Verfahren zur 
Fortentwicklung der digitalen Enzyklopädie Wikipedia oder Organisationen wie der Cha-
os Computer Club, die exklusiv netzpolitische Ziele verfolgen. Sollte Jeremy Rifkin recht 
behalten, werden sich in einem späteren Stadium der digitalen Informationsgesellschaft 
sogar netzbasierte Produktionsformen herausbilden, in denen Zivilgesellschaft und Wirt-
schaft als gleichwertige Partner zusammenwirken (vgl. Rifkin 2011). 

6 Zum Netzneutralismus 

Dass die Autoren, die von Buchstein dem neutralistischen Lager zugeordnet werden, auch 
die Gefahren thematisiert haben, die dem demokratischen Gemeinwesen aus den informa-
tionstechnischen Innovationen erwachsen, erscheint aus der Retrospektive als entschei-
dender Beitrag zum Verständnis des Verhältnisses von Demokratie und Digitalisierung. 
Zur Tragfähigkeit einzelner Aussagen ist folgendes anzumerken: 

 
‒ Die Vorstellung von einer Digital Divide und daraus erwachsenden Partizipationsas-

ymmetrien besitzt als Gegenbild zur Vision einer Gesellschaft, in der ein universeller 
Zugang zu Wissensbeständen, Diskursen und Entscheidungsprozessen für vergleich-
bare Beteiligungschancen sorgt, bis heute Plausibilität. Dies gilt schon im Hinblick 
auf technisch hochentwickelte Länder. So sind auch in Deutschland zwar die meisten, 
aber noch längst nicht alle Bürgerinnen und Bürger in die Internetkommunikation 
eingebunden. Und gerade viele „Digital Immigrants“ (DIVSI 2013, S. 10), also Men-
schen, die nicht mit den digitalen Informationstechnologien groß geworden sind, son-
dern sie erst in einer späteren Lebensphase kennengelernt haben, stehen eher ratlos 
vor den immensen Dimensionen der virtuellen Welt und den Möglichkeiten der Netz-
kommunikationen, von denen sie nur einen Bruchteil nutzen. 

‒ Hinsichtlich unterentwickelter Länder stellt sich diese Problematik noch weitaus grö-
ßer dar. Obwohl die Verbreitung von Mobilfunktechnologien etwa in Afrika und La-
teinamerika durchaus Verbesserungen gebracht hat, führt doch schon allein der dort 
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anzutreffende Analphabetismus als wohl gravierendstes aller Bildungsdefizite dazu, 
dass große Bevölkerungsteile dauerhaft aus der Netzwelt ausgeschlossen bleiben (vgl. 
UNESCO 2015). Und dort, wo Menschen Zugang über Handys oder Smartphones er-
halten, verfügen sie damit noch längst nicht über die Möglichkeiten eines an das 
Breitbandnetz angeschlossenen und mit einem lokalen Netz ausgestatteten mitteleu-
ropäischen Haushaltes, in dem unterschiedliche Endgeräte vom Festplatzrechner über 
den internetfähigen Fernseher bis hin zu Laptops und Tablets gleichzeitig bereitste-
hen. 

‒ Es sind zwar viele neue Kanäle entstanden, die zur Erweiterung und Vertiefung der 
Kommunikation zwischen politischen Entscheidungsträgern auf der einen und Bürge-
rinnen und Bürgern auf der anderen Seite in Betracht kommen, intensive Dialoge 
zwischen Repräsentanten und Repräsentierten lassen bislang aber auf sich warten 
(vgl. TAB 2006, S. 134ff.; Meißelbach 2009, S. 109f./120f.). Christoph Meißelbach 
führt dies darauf zurück, dass es der etablierten Politik an einem „erweiterten Partizi-
pationsverständnis“ fehlt (Meißelbach 2009, S. 109), und dass das „egalisierende Po-
tential“ der Netzkommunikation „von den Mächtigen mehr als Gefahr denn als Chan-
ce“ betrachtet wird (Meißelbach 2009, S. 121). 

‒ Gesellschaftliche Segmente, etwa gebildete Schichten, die schon früher mehr Mit-
sprachemöglichkeiten als andere hatten, sind im Internet überrepräsentiert (vgl. Mari-
en/Hooghe/Quintelier 2010, S. 131ff.; Zillien/Haufs-Brusberg 2014, S. 79). Abgese-
hen davon, dass auch neue „Informationseliten“ (Brynjolfsson 2015; Schenk/Wolf 
2006, S. 258) entstanden sind, von denen sich einige als eine Art digitale Avantgarde 
mit politischem Anspruch profiliert haben1, spiegeln sich daher in vielen Bereichen 
der Netzwelt altbekannte soziale Asymmetrien wider. Dies wird noch dadurch ver-
stärkt, dass „Regierungen, Parteien und Politiker“ das Netz vermehrt „zur personen- 
und themengebundenen Selbstdarstellung“ nutzen (Bleicher 2010, S. 25). 

‒ Wo sich der Kreis der Mitwirkenden erweitert, haftet Formen der niederschwelligen 
Partizipation das Stigma von Minderwertigkeit an, was abwertende Begriffe wie 
„Slacktivism“ oder „Clicktivism“ deutlich machen (Cage 2015; Jöckel/Kamps/Potz 
2014, S. 153). Gelegentlich wird sogar bezweifelt, dass das Liken einer politischen 
Stellungnahme oder die Unterstützung einer Onlinepetition vom heimischen Rechner 
aus überhaupt mehr sein kann als ein „Happening“ (Wewer 2014, S. 110), eine „Ali-
biveranstaltung“ (Wagner/Brüggen 2012, S. 21) oder ein „Wellnessprogramm“ (Rein-
hardt 2012, S. 283) für Menschen ohne nennenswertes politisches Interesse. 

‒ Selbst der Wert digitaltechnisch gestützter Deliberationen, die zumeist im lokalen Be-
reich angesiedelt sind, ist umstritten. Angriffsfläche bietet dabei neben der fehlenden 
Bindungswirkung von Ergebnissen die verschwindend geringe Bedeutung, die sol-
chen Verfahren im Vergleich mit politischen Prozessen zukommt, die auf nationaler 
und internationaler Ebene ohne Einbezug und partiell sogar ohne Wissen der Bürger-
schaft ablaufen (vgl. Jessen 2011, S. 10; Pink/Bode 2010 S. 45ff.). In diesem Sinne 
kann hinsichtlich der Situation europäischer Staaten die Frage aufgeworfen werden, 
inwieweit die Äußerungen von Bürgerinnen und Bürgern zu überschaubaren Teilen 
kommunaler Haushaltsplanung ins Gewicht fallen, wenn nationale Regierungen und 
weitgehend autark agierende europäische Einrichtungen gleichzeitig finanzpolitische 
Entscheidungen treffen, die nationale Haushalte mit Milliardensummen belasten kön-
nen, und selbst in dem Fall, dass es dazu nicht kommt, immer noch eine gravierende 
Umverteilung gesellschaftlichen Reichtums nach sich ziehen. 
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‒ Die Orientierung am Leitbild von Liquid Democracy stellt organisationsintern nach 
wie vor eine seltene Ausnahme dar und spielt auf gesamtgesellschaftlicher Ebene kei-
ne Rolle. Die Piraten, die wie keine andere Partei für dieses Konzept stehen, haben 
zwar „einige Achtungserfolge bei Wahlen auf Bundes-, Landes- und kommunaler 
Ebene“ erringen (Roleff 2012, S. 20), sich aber weder hierzulande noch anderswo zu 
einer bedeutsamen politischen Kraft entwickeln können (vgl. Bieber 2012a, S. 27ff.; 
Roleff 2012, S.14ff.). 

‒ Die Warnungen vor einer wachsenden verbalen Aggression und der Verbreitung de-
mokratische Grundwerte verletzender Inhalte haben sich inzwischen als nur zu be-
rechtigt erwiesen. Neben Cybermobbing, das gelegentlich auch in politischen Kontex-
ten eine Rolle spielt, und Flaming, durch das politische Gegner eingeschüchtert und 
mundtot gemacht werden sollen, sind in jüngster Zeit Phänomene getreten, deren 
neue Qualität Schlagzeilen wie „Internet als Pranger“ (Gutschker/Giammarco 2015, 
S. 1), „Cyberterror“ (Costigan 2015, S. 10; Rieger 2015, S. 45) oder „Menschenjagd 
im Internet“ (Gutschker/Giammarco 2015, S. 1) veranschaulichen. Sogenannte „Cy-
ber-Dschihadisten“ (Blume 2015, S. 26) veröffentlichten persönliche Daten von fran-
zösischen Soldaten und ihren Angehörigen in sozialen Netzwerken (vgl. Gutsch-
ker/Giammarco 2015, S. 1; Rieger 2015, S. 45), nachdem Anhänger der Terrormiliz 
Islamischer Staat Videos von der Ermordung von Journalisten und anderen Geiseln 
auf You Tube präsentiert hatten (vgl. Onyanga-Omara/Leinwand-Leger 2015, S. 1f.). 
Und Deutsche, die sich rechtsradikalen und ausländerfeindlichen Bewegungen entge-
genstellen, sehen sich immer öfter einem „Klima der Angst und Einschüchterung“ 
(Klingst 2015, S. 4) ausgesetzt, bei dessen Erzeugung die Netzkommunikation eine 
zentrale Rolle spielt. So wurden Personen, die sich für die Aufnahme und Integration 
von Asylanten engagieren, per anonymer SMS bedroht, und Twitter und Facebook 
wurden benutzt, um gefälschte Todesanzeigen von missliebigen Lokalpolitikern und 
Journalisten in Umlauf zu bringen (vgl. Klingst 2015, S. 4). 

‒ Dass die informationstechnischen Innovationen nicht nur zu einer Informationsexplo-
sion, sondern auch zu einer exponentiellen Ausweitung von Kommunikationsoptio-
nen geführt haben, steht fest (vgl. Bolz 2012, S. 29ff.; Reinermann 2014, S. 61ff.). 
Über die Frage, ob dadurch Orientierungsprobleme entstanden sind, die populistische 
und demagogische Bewegungen begünstigen, lässt sich dagegen nur spekulieren; zu 
zahlreich sind hier die Einflussfaktoren und zu komplex die Wechselwirkungen. Da-
für, dass ein solcher Zusammenhang aber auch nicht einfach von der Hand zu weisen 
ist, sprechen die „schiere Menge von Material, Accounts und Plattformen“ (Mushar-
bash 2015, S. 26) von militanten Islamisten, Rechtsradikalen, Pegida-Aktivisten und 
anderen Gruppierungen, die im Internet geschlossene Ideologien und vermeintlich 
einfache Lösungen für komplexe Probleme propagieren, und die Verzahnung von Ak-
tivitäten im Netz mit Aktionen in der sogenannten realen Welt, die von Flashmobs bis 
zu Großkundgebungen reichen. 

‒ Eine nationale Öffentlichkeit und erst recht eine europäische oder gar weltweite Öf-
fentlichkeit waren niemals mehr als Fiktion oder Wunschdenken (vgl. Marschall 
1999, S. 109ff.). Was zur Organisation demokratischer Gemeinwesen in modernen 
Massengesellschaften zur Verfügung steht, kann eher als Netz sich überlappender Öf-
fentlichkeiten beschrieben werden, das seit der Verbreitung des Fernsehens von die-
sem dominiert und seit der Verbreitung des Internets von Diensten wie Websites und 
Elektronischer Post mitgeprägt wird. Dass sich dieses Netz in der Vergangenheit im-
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mer weiter ausgedehnt, Risse bekommen und die Tendenz gezeigt hat, an den Rän-
dern auszufransen, ist offensichtlich (vgl. Grunwald u.a. 2006, S. 10ff.; Hasebrink/ 
Hölig 2014, S. 16ff.; Schaal 2014, S. 117). Ursächlich dafür waren vor allem rasante 
Differenzierungsprozesse bei den digitalen Medien, die Printmedien wie die her-
kömmliche Zeitung zunehmend an den Rand drängen. Der bislang letzte Schub der 
Auflösung des öffentlichen Raums resultiert aus der Ausbreitung des Web 2.0. In dem 
Maße, wie sich ehemals weitgehend passive Nutzer als Gestaltungsgrößen im Netz 
etablieren können, wächst das „Gemisch aus Mail- und Forendiensten“, welche „öf-
fentliche bzw. gruppenöffentliche Kommunikation mit der Möglichkeit kombinieren, 
persönliche Nachrichten auszutauschen“ (Beckmann 2012, S. 181). Noch verschärft 
wird die Problematik dadurch, dass gerade Angehörige nachwachsender Generationen 
den Angeboten der überkommenen Massenmedien zunehmend den Rücken kehren 
(vgl. ARD/ZDF 2015). 

‒ Das von Buchstein mit „Panoptifizierung“ (Buchstein 1996, S. 587) umschriebene 
Szenario einer gläsernen Gesellschaft, in der Kommunikationsteilnehmer mit unlieb-
samen politischen Einstellungen identifiziert, diskriminiert und diszipliniert werden 
können, konkretisiert sich heute so deutlich, dass viele darin sogar die größte Gefahr 
für die demokratische Willensbildung sehen. Ursächlich dafür, dass der Verlust von 
Privatheit inzwischen zu einem Merkmal der modernen Gesellschaft geworden ist, 
sind unterschiedliche Faktoren. Erstens führt der Umstand, dass immer mehr Men-
schen Zugang zu einem zunehmend leistungsfähigen Internet gefunden haben, auch 
dazu, dass immer mehr digitale Spuren hinterlassen werden, die ausgewertet und zu 
Persönlichkeitsprofilen verdichtet werden können (vgl. FOKUS 2014, S. 11). Zwei-
tens ermöglicht die rasante Verbreitung einer mit der Festnetzkommunikation ver-
koppelten Mobilkommunikation inzwischen auch die Erstellung von Bewegungspro-
filen (vgl. FOKUS 2014, S. 11). Und drittens dringen die technischen Innovationen 
immer tiefer in immer mehr Lebensbereiche ein (vgl. Schmitt 2014, S. 29), wovon 
Metaphern wie das „intelligente Haus“ (Bachmann 2014, S. 12), die „intelligente 
Uhr“ (Cap 2014, S. 959), das „Auto als fahrender Hochleistungscomputer“ (Eicher/ 
Sipple 2014, S. 18, vgl. auch Köhler 2014, S.15ff.) oder die „vernetzte Stadt“ (Läsker 
2014, S. 26) künden. 

‒ Die Möglichkeit, Informationen zu einzelnen Gesellschaftsmitgliedern zu sammeln 
und zu Profilen zu verbinden, haben vor allem Konzerne wie Facebook, Google oder 
Acxiom, eine Firma, die nur wenigen bekannt ist, aber dennoch Daten zu mehr als 
fünf Millionen Konsumenten gehortet hat und diese nutzt, um jedes Jahr über zwei-
hunderttausend Werbekampagnen zielgruppengerecht auszusteuern (vgl. Mc Laughlin 
2013, S. 24). So lange solche Unternehmen sich auf die Verfolgung ökonomischer 
Ziele beschränken, sind die Auswirkungen ihrer Machtstellung auf die demokratische 
Willensbildung noch indirekter Natur. Direkt äußern sie sich aber dort, wo Internet-
konzerne mit Sicherheitsbehörden zusammenarbeiten, etwa mit in den Vereinigten 
Staaten beheimateten Geheimdiensten, die sich auch selbst intensiv mit der Erfassung 
und Auswertung digitaler Netzkommunikation befassen (vgl. Bauerlein/Jeffery 2015; 
Bewarder/Graw 2013, S. 6; Hildebrandt/Krupka 2013, S. 5). 

‒ Erhalten Sicherheitsbehörden die Möglichkeit, detaillierte Persönlichkeitsprofile von 
mehr oder weniger willkürlich ausgewählten Bürgerinnen und Bürgern zu generieren 
und ohne gravierenden Anlass und richterliche Genehmigung Abhöraktionen durch-
zuführen, wird der demokratische Willensbildungsprozess dadurch nicht nur gestört, 
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sondern grundsätzlich in Frage gestellt. Denn Privatheit ist eine Voraussetzung von 
Freiheit und Freiheit eine Voraussetzung von Partizipation. In gefestigten Demokra-
tien wie der deutschen kann die Identifizierung von Kommunikationsteilnehmern mit 
unliebsamen politischen Einstellungen etwa Karrierenachteile nach sich ziehen, in 
weniger entwickelten Demokratien ohne tragfähiges rechtsstaatliches Fundament 
drohen noch weitaus härtere Sanktionen bis hin zu Körperverletzung und Freiheits-
entzug. 

‒ Dabei ist die demokratische Willensbildung nicht erst dann gefährdet, wenn Geheim-
dienste ihr Wissen über einzelne Gesellschaftsmitglieder nutzen, um deren Verhalten 
zu manipulieren oder ihnen die Rechnung für ihre Aufsässigkeit zu präsentieren. Wie 
auch schon bei der Begründung des Rechtes auf informationelle Selbstbestimmung 
festgestellt wurde, reicht dazu schon aus, dass politisches Engagement in der Bürger-
schaft tendenziell als riskant empfunden wird, weil es jederzeit an die Oberfläche ge-
bracht und möglicherweise geahndet werden kann (vgl. Cap 2014, S. 958; Papier 
2012, S. 67ff.). 

‒ Die Warnung vor einer Marginalisierung der politischen Potentiale der Netzkommu-
nikation in der Folge einer Kommerzialisierung des Internets hat sich dagegen als un-
begründet erwiesen (vgl. Reedy/Wells 2009, S. 157ff.; Sarcinelli 2012, S. 440ff.). 
Obwohl die wirtschaftliche Bedeutung, die der virtuellen Welt inzwischen zukommt, 
wohl die kühnsten Erwartungen übertroffen hat, ist der politischen Nutzung des Inter-
nets dadurch kein Ende bereitet worden. 

‒ Dies bedeutet aber natürlich nicht, dass die Kommerzialisierung an der demokrati-
schen Willensbildung spurlos vorübergegangen wäre. Neben den Konsequenzen, die 
aus der massenhaften Sammlung von Daten zu Zwecken der Profilbildung resultieren, 
sind hier weitere Phänomene in den Blick zu nehmen, die sich subtiler darstellen und 
deren Bedeutung erst ansatzweise erforscht ist. Dazu gehört die Tatsache, dass soziale 
Netzwerke und allen voran Facebook maßgeblich darüber mitbestimmen, welche 
Nachrichten im Internet Verbreitung finden, und damit auch darüber, wie die Welt 
von den Teilnehmern wahrgenommen wird (vgl. Hamann 2015, S. 21; Marichal 2012; 
Ochmann 2015, S. 127). Dazu zählt der Umstand, dass Suchmaschinen und allen vo-
ran Google als selektierende Filter wirken und damit ebenfalls zur Konstruktion sozi-
aler Realität beitragen, ohne dass sich die meisten Nutzer dessen bewusst sind (vgl. 
Kink/Hess 2007, S. 298ff.; Röhle 2007, S. 127ff.; Worstall 2015). Und dazu gehört 
die Tatsache, dass auch sogenannte native Apps – also Handyprogramme, die sich 
nicht wie Webapps ohne gesonderte Installation im Browser aktivieren lassen, son-
dern von einem Hersteller wie Apple bezogen werden (vgl. Beckmann 2012, S. 176ff.; 
ISPRAT 2014, S. 4) – strukturierend in ehemals gestaltungsoffene Computerwelten 
und Interaktionsräume eingreifen. 
 

Wie eingangs dargelegt, erschöpfen sich die Annahmen des Netzneutralismus nicht in der 
Überzeugung, dass den Chancen, welche die Netzkommunikation zur Fortentwicklung 
des demokratischen Gemeinwesens bietet, eine Fülle von Gefahren gegenübersteht. Es 
wird zudem unterstellt, dass gezielte Interventionen die Möglichkeit eröffnen, die Chan-
cen produktiv zu machen und die Risiken zu beherrschen. Was diesen Aspekt angeht, er-
geben die in den beiden vergangenen Dekaden gesammelten Erfahrungen kein eindeuti-
ges Bild. Einige Befunde sprechen dafür, dass solche Einflussmöglichkeiten tatsächlich 
bestehen und auch bereits erfolgreich genutzt werden konnten: 
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‒ Dass Maßnahmen wie der Ausbau der Breitbandverkabelung (vgl. etwa Sauret 2012, 
S. S. 120; Sonder 2015, S.12f.; Weiler 2012, S. 257ff.), die Unterstützung einheitli-
cher technischer Standards und Datenformate (vgl. Schwärzer 2012, S. 86ff.; Wimmer 
2012, S. 192ff.), die Bereitstellung von Basiskomponenten (vgl. etwa Eifert 2004, 
S.120; Winkel 2007a, S. 165ff.) oder die Förderung von Medienkompetenz in der Be-
völkerung (vgl. Czernohorsky/Weiler 2012, S. 321ff.) dazu beigetragen haben, die 
Proportionen von Offlinern und Onlinern in modernen Staaten wie der Bundesrepub-
lik Deutschland innerhalb weniger Jahre zugunsten der letztgenannten Kategorie zu 
verschieben, erscheint plausibel. Dass Förderprogramme geholfen haben, vielen Men-
schen in unterentwickelten Ländern, die lange von der Internetnutzung ausgeschlos-
sen waren, einen bescheidenen Zugang über stationäre und insbesondere mobile End-
geräte zu verschaffen (vgl. Cyranek 2014, S. 143ff.; OECD/ITU 2011, S. 17ff.), lässt 
sich wohl ebenso wenig bestreiten. Und dass die rasant gewachsene Zahl der Internet-
auftritte von Regierungen, Verwaltungen, Parlamenten und Parteien und die Bereit-
schaft, Datenbestände im Sinne von Open Government öffentlich zugänglich zu ma-
chen (vgl. Coglianese 2009, S. 522ff.; Hagen/Kubicek, S. 32f.; Shkabatur 2013, 
S.79ff.), Informationsasymmetrien prinzipiell entgegenwirken, steht ebenfalls zu 
vermuten. 

‒ Die Fortexistenz des Politischen in einer sich zunehmend kommerzialisierenden vir-
tuellen Welt kann durchaus zu staatlichen und kommunalen Programmen in Bezug 
gesetzt werden, die internetgestützte Deliberation fördern, oder zu netzpolitischen Er-
folgen wie der Aufrechterhaltung von Netzneutralität (vgl. Wolff 2015, S. 1f.) und der 
„vereitelten rundfunkrechtlichen Einführung einer Internetfilterung im Namen des Ju-
gendmedienschutzes“ (Grassmuck 2014, S. 77). Dass hier eine zentrale oder gar die 
entscheidende Ursache für die Aufrechterhaltung politischer Räume im Internet liegt, 
wird allerdings wohl auch niemand unterstellen wollen. 
 

In anderen Bereichen ist es entgegen der netzneutralistischen Erwartung offensichtlich 
nicht gelungen, Gefahren zu entschärfen, die der Demokratie aus der Netzkommunikation 
erwachsen: 

 
‒ So sind verbale Aggression und die Verbreitung menschenverachtender und verfas-

sungsfeindlicher Inhalte bis hin zu Aufrufen zum Völkermord inzwischen zu einem 
festen Bestandteil der virtuellen Welt geworden. Staatliche Normen und Appelle (vgl. 
Haug 2010), die Bereitschaft kommerzieller Plattformbetreiber, zur Eliminierung sol-
cher Inhalte mit Behörden zu kooperieren (vgl. Hamann 2015, S. 21), und auch zivil-
gesellschaftliche Projekte wie die Entwicklung der „Netiquette“, eines ethisch fun-
dierten Verhaltenskodexes für die virtuelle Welt (vgl. Network Working Group 2015), 
haben das nicht verhindern können. Und so ist die „Diversifikation von Öffentlich-
keit“ (Sarcinelli 2012, S. 446), die den zur demokratischen Willensbildung erforderli-
chen kollektiven Wahrnehmungsfokus in Frage stellt, auch durch ein verstärktes En-
gagement von Rundfunkanstalten und Verlagen im Internet nicht aufgehalten worden. 

‒ Sehr deutlich zeigt sich die Unfähigkeit, die Netzkommunikation nach demokratiever-
träglichen Regeln zu gestalten, auch in der Hilflosigkeit gegenüber einer zunehmend 
effektiven „Überwachungswirtschaft“, die „Privatheit als Handelsware begreift“, und 
gegenüber Tendenzen, die den Übergang zum „Überwachungsstaat“ begünstigen 
(Heckmann 2014, S. 962). Wer diese Hilflosigkeit auf das Fehlen geeigneter Abwehr-
instrumente zurückführt, begibt sich allerdings auf dünnes Eis. Fest steht lediglich, 
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dass überkommene national basierte Steuerungsmechanismen der Regelsetzung, Kon-
trolle und Sanktion abweichenden Verhaltens in der virtuellen Welt immer weniger 
greifen (vgl. Kutscha 2010, S.112ff.; Möller 2012, S. 309ff.). 

‒ Mehr Erfolg versprechen sich viele vom sogenannten technischen Datenschutz, also 
von Bestrebungen, die Sicherung der Privatsphäre in technische Lösungen von Be-
ginn an einzubauen (vgl. Schaar 2012, S. 363ff.). Prinzipiell möglich ist dies, weil 
solche Systeme nicht von der Hardware, sondern von der Software bestimmt werden, 
die keiner fixen technischen, sondern einer disponiblen sozialen Logik folgt. Wie 
Programmierer sicherstellen können, dass die Kunden einer Internetfirma nur dann 
Zugang zu deren Leistungen erhalten, wenn sie dem Unternehmen im Gegenzug de-
taillierten Einblick in ihre persönlichen Verhältnisse gewähren, könnten sie ebenso 
dafür sorgen, dass auf die Erhebung persönlicher Daten verzichtet und die Speiche-
rung von Verbindungsdaten unterlassen wird. Als Ansatzpunkte, um mehrseitig ak-
zeptablen Softwarelösungen den Weg zu bereiten, gelten grenzüberschreitend ange-
legte politische Aktivitäten und überstaatliche Verregelungen (vgl. Hijmans/Langfeldt 
2012, S. 403ff.; Körner 2012, S. 426ff.). 

‒ Zudem wäre es prinzipiell möglich, den Internetnutzern Mittel an die Hand zu geben, 
mit denen sie sich vor der Ausspähung von sensiblen Informationen und Kommunika-
tionsbeziehungen selber schützen können (vgl. Curry 2010; Roßnagel 2011, S. 3ff.; 
Schröter 2012, S. 345ff.). Die dazu geeignete Basistechnologie ist die elektronische 
Kryptographie. Diese findet aber vor allem in der Variante der digitalen Signatur 
Verbreitung, während die Möglichkeiten der Konzelation, also der vertraulichkeits-
schützenden Verschlüsselung, im Hintergrund bleiben. Zusammen mit Anwendungen 
der Anonymisierung und Pseudonymisierung verharrt die Konzelation bis heute weit-
gehend im Stadium von Verfahren, welche jenseits der Horizonte einer breiten Nut-
zerschaft angesiedelt und partiell auch schwer handhabbar sind. Forderungen wie die, 
dass diese Technologien „als legitime Konzepte gesellschaftlich etabliert und fun-
diert“ werden müssen (Fromm 2013, S. 20), sind eher selten zu vernehmen. Eliten in 
Politik und Wirtschaft machen sich die Vorteile solcher Systeme allerdings durchaus 
zunutze, etwa indem sie auf Virtual Private Networks ausweichen oder bei Spezial-
firmen abhörsichere Handys in Auftrag geben (vgl. Fischermann 2013, S. 26; Ha-
mann 2014, S. 23; Martin-Jung 2013, S. 5). 

‒ Festzuhalten ist hier schließlich auch, dass es selbst in Staaten mit langer demokrati-
scher Tradition wie der Bundesrepublik Deutschland an einer effektiven Kontrolle 
von Geheimdiensten fehlt, wobei offen bleibt, ob diese nicht gewollt oder schlichtweg 
nicht möglich ist (vgl. Bittner/Musharbash 2013, S. 3; Lau 2015, S. 5; Obermaier 
2014, S. 5). Die Eigendynamik von Geheimdiensten ist kein neues Phänomen, aber es 
gewinnt in einer Gesellschaft, in der immer mehr Kommunikationsbeziehungen in die 
Netzwerke verlagert und damit nachvollziehbar und abhörbar werden, eine völlig 
neue Dimension. 

‒ Besonders bedrohlich erscheint dieser Befund angesichts der jüngsten Fortentwick-
lungen auf dem Gebiet der künstlichen Intelligenz. Während die National Security 
Agency, der größte Geheimdienst der Vereinigten Staaten, nach Medienberichten be-
reits heute in der Lage ist, den Internetverkehr fast vollständig aufzuzeichnen (vgl. 
Randow 2013, S. 31), fehlte es ihr und anderen Geheimdiensten aber bislang noch an 
geeigneten Instrumenten, um die riesigen Datenmassen auszuwerten. Die Möglichkeit 
dazu könnten ihnen aber schon bald selbstlernende Computerprogramme eröffnen, die 
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in der Wirtschaft bereits heute eine Rolle spielen und im Rahmen der Diskussion um 
Big Data noch vor nicht allzu langer Zeit einseitig positiv beurteilt worden sind (vgl. 
IBM Institute 2012; Lynch 2008, S. 28ff.). 

7 Zum Netzpessimismus 

Was die retrospektive Betrachtung netzpessimistischer Positionen angeht, sind folgende 
Befunde und Überlegungen zu berücksichtigen: 

 
‒ Die rasante Vermehrung von Netzzugängen in fast allen Weltregionen, der enorme 

Zuwachs an politisch relevanten Informationsquellen und Kommunikationsoptionen, 
die damit einhergehende Ausweitung politischer und zivilgesellschaftlicher Aktions-
felder einschließlich der Entstehung von Netzpolitik, die Relativierung der dominie-
renden Rolle überkommener Massenmedien und die Resistenz der Internetkommuni-
kation gegenüber obrigkeitsstaatlichen Blockierungsversuchen zählen zu den Phäno-
menen, die sich mit einer netzpessimistischen Sicht nur schwer vereinbaren lassen. 

‒ Während die zur Untermauerung der netzoptimistischen Position geeigneten Befunde 
und Interpretationen die netzpessimistische Sicht tendenziell in Frage stellen, stützen 
die Kratzer und Flecken im Bild der virtuellen Welt, das der Netzneutralismus vermit-
telt, auch die pessimistische Position. Dies gilt bereits für den Umstand, dass das Sze-
nario einer Digital Divide und einer damit verbundenen „Democratic Divide“ (Min 
2010, S. 22; Zillien/Haufs-Brusberg 2014, S. 91) nicht nur im Hinblick auf unterent-
wickelte Gesellschaften weiterhin Brisanz besitzt, sondern auch auf Länder in Nord-
amerika und Europa, wenn man nicht nur nach Zugang oder Nichtzugang, sondern 
zudem nach Art des Zugangs und Intensität der Nutzung differenziert (vgl. DIVSI 
2013, S. 33ff.; D21 2014, S. 15ff.; Zillien/Haufs-Brusberg 2014, S. 74ff.). 

‒ Die Flut von „Unsachlichkeit bis hin zu grober Unflätigkeit“ (Weinhardt/Teubner 
2014, S. 103), die mit dem Übergang zur digitalen Informationsgesellschaft zusam-
men mit verfassungsfeindlichen und kriminellen Inhalten in den politischen Diskurs 
geschwappt ist, und die Unfähigkeit, diesen davon wieder zu befreien, können als 
weitere Belege für die Validität netzpessimistischen Denkens betrachtet werden. 
Nichts anderes gilt im Hinblick auf die aus Komplexitätserhöhungen erwachsenden 
Orientierungsprobleme, auch wenn sich deren Folgen nicht eindeutig bestimmen las-
sen, auf den sukzessiven Zerfall eines kollektiven gesellschaftlichen Aufmerksam-
keitsfokusses, der aus der Relativierung der Rolle der überkommenen Massenmedien 
durch das Internet resultiert, auf die zunehmend widerspruchslos hingenommene Pra-
xis von Internetkonzernen, „unser Leben mit Hilfe unserer Daten zu quantifizieren, 
um uns zu vermessen und zu berechnen“ (Hofstetter 2015, S. 11), und auf als „Hüter 
des Ausnahmezustands“ (Assheuer 2013, S. 36) agierende Sicherheitsbehörden, die 
bürgerschaftliche Schutzräume immer weniger akzeptieren und damit das Vertrauen 
in Staat und Demokratie unterminieren. 

‒ Vor allem ist festzuhalten, dass das zentrale netzpessimistische Argument noch im-
mer Aktualität besitzt, nach dem sich eine zunehmend internetbasierte Gesellschaft in 
vielerlei Hinsicht in eine Welt der schlechten Alternativen verwandelt, in der man ei-
ne Fehlentwicklung oft nur unter Inkaufnahme einer anderen nicht weniger gravie-
renden vermeiden kann. Dies offenbaren bereits die wachsenden Spannungen zwi-
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schen den Anforderungen, die aus der zunehmenden Informationsflut erwachsen, und 
den Belangen der Aufrechterhaltung einer politischen Öffentlichkeit. So wirken Dis-
kursplattformen, elektronische Zeitungen und gruppenspezifisch genutzte Suchma-
schinen zwar der Gefahr entgegen, dass die zunehmende Komplexität der virtuellen 
Welt in der Bürgerschaft zu Orientierungsverlusten führt, andererseits leisten sie aber 
auch einem weiteren Zerfall der Öffentlichkeit Vorschub, weil sie selbst zu den 
Triebkräften der medialen Ausdifferenzierung gehören. Die Frage, wie man beides 
zugleich haben kann – also sowohl gut informierte und politisch handlungsfähige Ge-
sellschaftsmitglieder als auch eine öffentliche Sphäre, die in der Massengesellschaft 
als Basis der demokratischen Willensbildung dienen kann – steht damit weiter im 
Raum. 

‒ Dass die fortschreitende Verlagerung sozialer Funktionen in elektronische Netzwerke 
eine vormals durch das Strukturprinzip des Sowohl-als-auch bestimmte Gesellschaft 
immer mehr zu einer Entweder-oder-Gesellschaft werden lässt, manifestiert sich be-
sonders deutlich in dem zunehmend brisanten Verhältnis zwischen dem bürgerschaft-
lichen Recht auf liberalen Freiraum einerseits und dem staatlichen Ordnungsanspruch 
andererseits. Während den Ermittlungsmöglichkeiten seiner Sicherheitsbehörden und 
damit auch dem Herrschaftsanspruch des Staates in der Vergangenheit bereits durch 
technische Restriktionen Grenzen gesetzt waren, ist mit dem Übergang zur digitalen 
Informationsgesellschaft eine lückenlose Überwachung fast aller Lebens- und Ar-
beitsbereiche technisch möglich geworden. In dem Maße, wie diese Möglichkeiten 
ausgeschöpft werden, droht eine „Suspendierung liberaler Grund- und Abwehrrechte“ 
mit fatalen Folgen für das demokratische Gemeinwesen (Schaal 2014, S. 114). 

‒ Gleichzeitig existiert mit der vertraulichkeitsschützenden elektronischen Kryptogra-
phie aber auch eine Technologie, die einen zuverlässigen Schutz vor der Ausspähung 
sensibler Informationen bietet und die Vergabe von Pseudonymen und Anonymisie-
rungsverfahren unterstützt, durch die Kommunikationsakte vor der Kenntnisnahme 
Dritter bewahrt werden können. Welche Möglichkeiten hier bestehen, zeigen nicht 
nur die in jüngster Zeit zu beobachtenden Bestrebungen von Eliten in Politik und 
Wirtschaft, sich mit Hilfe darauf spezialisierter Unternehmen vor Abhören und 
Überwachung zu schützen, sondern auch Erfahrungen, die in den vergangenen Jahren 
mit dem sogenannten „Deep Net“ (Setz 2013, S. 39) oder „Dark Net“ (Wiedmann-
Schmidt 2014, S. 30) gesammelt worden sind. Dabei handelt es sich um einen mittels 
eines speziellen Browsers anonym nutzbaren Bereich des Internets, über den man sich 
nach Berichten von Journalisten sogar „Drogen, Waffen, Killerdienste und Kinder-
pornographie“ beschaffen kann (Setz 2013, S. 39). 

‒ Im Internet existiert also nicht nur die Welt der herkömmlichen Browser, Suchma-
schinen und Plattformen, in der Konzerne den gläsernen Kunden und Sicherheitsbe-
hörden den gläsernen Bürger zum Normalfall werden lassen, sondern auch ein „Ano-
nymität via Design“ bietendes „Parallelnetz“, vor dem „selbst Geheimdienste kapitu-
lieren“ (Setz 2013, S. 39). Damit ist hier neben dem Szenario einer Orwellschen 
Überwachungsgesellschaft auch das einer radikalliberalen Anarchie denkbar, in dem 
das einzig geltende Recht das des Stärkeren ist. Was sich bislang aber nicht abzeich-
net, ist der Weg in eine digitale Informationsgesellschaft, in der bürgerschaftliche 
Freiräume und staatliche Ordnungsansprüche als konstituierende Elemente eines de-
mokratischen Gemeinwesens nebeneinander existieren bzw. in einem ausgewogenen 
Verhältnis zueinander stehen. 
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Forderungen nach elektronischen Wahlen, gelegentlich auch nach elektronischen Ab-
stimmungen, waren schon Mitte der neunziger Jahre zu vernehmen und sind bis heute 
nicht verstummt (vgl. Bieber 2012b, S. 354f.; Marcinkowski/Pfetsch 2009, S. 11ff.; Mei-
ßelbach 2009, S. 122; Will 2002, S. 18f.). Ein für die Einführung von Onlinewahlen häu-
fig vorgebrachtes Argument ist, dass diese geeignet seien, der „Wahlabstinenz junger Be-
völkerungsgruppen“ (Bieber 2012b, S. 357) entgegenzuwirken, und damit einer „kommu-
nikativen Mobilisierung des demokratischen Basisprozesses politischer Wahlen“ (Mar-
cinkowski/Pfetsch 2009, S. 14) Vorschub zu leisten. Aus netzpessimistischer Sicht und 
auch aus dem Blickwinkel einiger Autoren, die schwerpunktmäßig dem Netzoptimismus 
oder dem Netzneutralismus zugeordnet worden sind, eigenen sich informationstechnische 
Innovationen aber lediglich für die unteren Stufen des demokratischen Willensbildungs-
prozesses. Die Entscheidungsebene soll von ihnen weitgehend unberührt bleiben. Dazu ist 
folgendes festzuhalten: 

 
‒ Dieser Forderung bzw. Erwartung wurden die Entwicklungen der letzten zwanzig 

Jahre fast durchgängig gerecht. Auch in der Bundesrepublik Deutschland ist man über 
gelegentliche Experimente mit elektronischen Wahlen nicht hinausgelangt, wobei 
diese zumeist auch noch außerhalb des staatlichen Bereichs angesiedelt waren (vgl. 
etwa Bieber 2012b, S. 353ff.; Poelmans 2012, S. 165; Winkel 2007a, S. 168f.). 

‒ Abweichungen von diesem Trend finden sich in Estland, wo Bürgerinnen und Bürger 
ihre Stimme bei Kommunalwahlen, Europawahlen und Parlamentswahlen über das 
Internet abgeben konnten (vgl. Eixelsberger 2010, S. 8ff.; Meagher 2008, S. 349ff.; 
Mundorf/Reiners 2010, S. 42ff.). Gelegentlich wird auch Brasilien in dieser Hinsicht 
ein „Spitzenplatz“ zugestanden (Cyranek 2014, S. 147, vgl. auch Bieber 2012b, S. 
359; Rezende 2004, S.2ff.). Dazu ist aber anzumerken, dass man den Schwerpunkt 
dort nicht auf die Onlinewahl, sondern auf den Einsatz elektronischer Wahlmaschinen 
gelegt hat. In der Schweiz wurden sogar Abstimmungen über das Netz durchgeführt 
(vgl. insb. Schweizerischer Bundesrat 2006, aber auch Fraefel/Neuroni/Brugger 2012, 
S. 413ff.). 

‒ Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, dass die Ablehnung von informations-
technischen Innovationen auf der Entscheidungsebene nicht mehr wie vor zwanzig 
Jahren legitimiert wird durch Warnungen vor einer aller Symbolkraft entkleideten 
„Knopfdruckdemokratie“ (Buchstein 1996, S. 585) und „Push Button-Abstimmun-
gen“ (Buchstein 1996, S. 604), in denen gesichtslose Massen zweifelhafte Entschei-
dungen treffen, sondern vor allem durch Hinweise auf Sicherheitsprobleme (vgl. Bie-
ber 2012b, S. 360ff.; Feick 2007, S. 233; Hall 2012, S. 153ff.; Kobie 2015). Dass sol-
che Argumente nicht leicht widerlegbar sind, ist schon dem Umstand geschuldet, dass 
absolute Sicherheit auch in der virtuellen Welt der Netze eine Illusion darstellt. 

8 Zusammensicht und Fazit 

Auch zwanzig Jahre, nachdem Hubertus Buchstein den Diskurs über die demokratischen 
Potentiale der digitalen Informationstechnologien durch die Einführung der Idealtypen 
Netzoptimismus, Netzneutralismus, und Netzpessimismus strukturiert hat, lässt sich keine 
Position durchgängig bestätigen oder widerlegen. Vielmehr wird deutlich, dass alle Sicht-
weisen einerseits Elemente aufweisen, die auch aus heutiger Sicht noch substanziell er-
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scheinen, andererseits aber ebenso Komponenten enthalten, deren Tragfähigkeit durch 
Entwicklungen der letzten beiden Dekaden in Frage gestellt wird. Dass dabei die Stärken 
der einen Position auf die Schwachpunkte der anderen verweisen und umgekehrt, liegt in 
der Natur der Sache. 

Der Umstand, dass sich die Machtverhältnisse in der politischen Kommunikation zu-
gunsten der Bürgerschaft verschoben haben und überkommenen Eliten die Herrschaft 
über die Öffentlichkeit weitgehend entglitten ist, kann als ein besonders gewichtiges Ar-
gument zur Bestätigung der optimistischen Sichtweise angeführt werden. Geradezu hell-
sichtig wirken heute neutralistische Warnungen vor einer Verrohung und Irrationalisie-
rung politischer Diskurse, vor einer Auflösung der politischen Öffentlichkeit und vor der 
Eskalation von Überwachung sowie netzpessimistische Hinweise darauf, dass die Inter-
ventionsmöglichkeiten zur Eindämmung solcher Phänomene begrenzt sind. Letzteres ist 
im Zusammenhang mit dem Befund zu sehen, dass sich die Gesellschaft mit zunehmender 
Verlagerung sozialer Funktionen in elektronische Netzwerke – wie von Netzpessimisten 
unterstellt – tatsächlich in eine Welt der schlechten Alternativen zu verwandeln scheint, in 
der es immer schwerer fällt, für sich legitime, aber dennoch widerstreitende Interessen auf 
einen gemeinsamen Nenner zu bringen. Besonders deutlich manifestiert sich dies im zu-
nehmend brisanten Spannungsverhältnis zwischen dem bürgerschaftlichen Anspruch auf in-
dividuellen Freiraum und Privatheit auf der einen und dem staatlichen Ordnungsanspruch 
auf der anderen Seite. Trotz der in den vergangenen Jahren zutage getretenen Gestaltungs-
restriktionen sollte die Maxime, nach der die neutralistische Sicht im Zweifel den Vorzug 
verdient, weil der Glaube an Gestaltbarkeit, den sie transportiert, eine unverzichtbare Vo-
raussetzung erfolgreichen Gestaltens ist (vgl. Winkel 1999, S. 46), weiterhin gelten. 

 
Wechselt man die Perspektive und fragt nicht nach der Tragfähigkeit von theoretischen 
Positionen, sondern danach, wie sich aktuelle und zukünftige Herausforderungen im Lich-
te von Buchsteins Begriffstrias darstellen, lässt sich nur wenig Konkretes erkennen. Fest 
steht lediglich, dass der demokratische Willensbildungsprozess zukünftig in vielerlei Hin-
sicht anders aussehen wird als es in der Vergangenheit der Fall war. Insgesamt ergeben 
sich hier eher neue Fragen als dass jene beantwortet werden, die von den Autoren, welche 
Buchstein bei der Entwicklung seiner Idealtypen im Blick hatte, seinerzeit aufgeworfen 
wurden. 

Zu diesen neuen Fragen zählen die folgenden: 
 

‒ Welche Folgen erwachsen der demokratischen Willensbildung daraus, dass nicht nur 
Teile der Bevölkerung von den Vorteilen der Netzkommunikation ausgeschlossen 
bleiben, sondern sich zudem innerhalb der Nutzerschaft eine weitere Spaltung ab-
zeichnet, weil die einen zunehmend sicher und vertraulich kommunizieren, während 
die anderen dem permanenten Zugriff Dritter ausgesetzt sind? 

‒ Wie soll ein demokratisches Gemeinwesen mit Phänomenen wie der Verbreitung 
menschenverachtender Inhalte umgehen, die einerseits seinen Grundwerten wider-
sprechen, andererseits aber auch jenseits seiner Reichweite liegen? Ist es hier besser, 
auf restriktiven Gesetzen zu bestehen, um abweichendes Verhalten zumindest zu 
brandmarken, oder sollte sich der Staat in dieser Hinsicht zurückhalten, um die eigene 
Ohnmacht nicht allzu deutlich zutage treten zu lassen? 

‒ Welche Auswirkungen hat es auf demokratische Prozesse, wenn Internetkonzerne wie 
Google und Facebook maßgeblichen und partiell auch verdeckten Einfluss darauf ha-
ben, wie die Welt in großen Teilen der Bevölkerung wahrgenommen wird? 
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‒ Wie verändert sich die demokratische Willensbildung, wenn sich einerseits keine Pri-
vatheit mehr garantieren lässt, weil Geheimdienste und Internetkonzerne immer wie-
der Informationen und Kommunikationsbeziehungen aufzeichnen und zu ihren Zwe-
cken gebrauchen bzw. missbrauchen, diese Vorfälle aber andererseits auch mit hoher 
Wahrscheinlichkeit durch Whistleblower und Plattformen wie Wikileaks aufgedeckt 
und zum Gegenstand politischer Diskurse werden? 

‒ Ebnen Innovationen wie digitaltechnisch gestützte Bürgerhaushalte den Weg in eine 
stärker zivilgesellschaftlich bestimmte Demokratie oder ist eine solche „Ergänzung 
liberal-repräsentativer Entscheidungsmodi“ (Schaal 2014, S. 121) weniger als Ange-
bot zur Machtteilung denn als symbolische Geste zu interpretieren, die davon ablenkt, 
dass die Bürgerschaft angesichts einer fortschreitenden grenzüberschreitenden Poli-
tikverflechtung und ökonomischer Imperative nicht ermächtigt, sondern entmachtet 
wird? 

‒ Sind die Sicherheitsbedenken gegenüber elektronischen Wahlen tatsächlich techni-
schen Restriktionen geschuldet oder sind sie lediglich vorgeschoben, um einem politi-
schen Diskurs über die von unterschiedlichen Seiten geforderte Anreicherung der re-
präsentativen Demokratie durch direktdemokratische Elemente aus dem Weg zu ge-
hen?2 

‒ Gibt es neben der Einführung elektronischer Wahlen und Abstimmungen weitere Op-
tionen, um den informationstechnischen Wandel für die Fortentwicklung der demo-
kratischen Willensbildung produktiv zu machen? Wo liegen etwa die Chancen und 
Risiken von Verfahren, durch die Bürgerinnen und Bürger unmittelbar in die Rechts-
setzung einbezogen werden, und von Innovationen, die auf eine Kombination von di-
rektdemokratischen und deliberativen setzen?3 

‒ Ist das Konzept der Liquid Democracy gescheitert oder eröffnet es noch Perspektiven 
für die Ausgestaltung demokratischer Prozesse, die nicht nur in einzelnen politischen 
Organisationen, sondern auf gesamtgesellschaftlicher Ebene ablaufen?4 
 

Antworten auf solche Fragen zeichnen sich bislang bestenfalls in groben Umrissen ab. 
Aber auch, wenn sie bereits heute gegeben werden könnten, bliebe immer noch unklar, 
wie sich das demokratische Gemeinwesen der Zukunft darstellen wird. Denn neben sozio-
technischen sind dafür auch sozioökonomische und damit verbundene ordnungspolitische 
Faktoren maßgeblich. So macht es für die Fortentwicklung der modernen Demokratie ei-
nen großen Unterschied, ob sich die „kontingente Hegemonie des Neoliberalismus“ noch 
verstärken und die Politik auf die Rolle einer Erfüllungsgehilfin der Wirtschaft festlegen 
wird (Schaal 2014, S. 120), ob „die Demokratie die Ökonomie einhegen“ und damit Steu-
erungsfähigkeit zurückgewinnen kann (Schaal 2014, S. 121) oder ob wie von Rifkin 
prognostiziert eine „dezentral angelegte und kollaborative industrielle Revolution“ (Rifkin 
2011, S.146) zu neuen Formen des Wirtschaftens führen wird, in denen sich kapitalistisch 
und zivilgesellschaftlich basierte Produktionsweisen gleichwertig ergänzen und sich ge-
sellschaftliche und politische Kräfteverhältnisse entsprechend verschieben. 
 
Fazit: Um den Diskurs über die demokratischen Potentiale der informationstechnischen 
Innovationen zu strukturieren, führte Hubertus Buchstein 1996 die Idealtypen Netzopti-
mismus, Netzpessimismus und Netzneutralismus ein. 

Netzoptimismus steht dabei für die Annahme, dass die Verbreitung digitaler Informa-
tionstechnologien schon wegen deren spezifischer Beschaffenheit Verbesserungen im Be-
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reich der demokratischen Willensbildung nach sich zieht, Netzneutralismus für die Über-
zeugung, dass die Auswirkungen des informationstechnischen Wandels in dieser Hinsicht 
einerseits ambivalent, andererseits aber auch gestaltbar sind, und Netzpessimismus für ei-
ne Sicht, nach der dem demokratischen Gemeinwesen im Übergang zur digitalen Infor-
mationsgesellschaft wegen spezieller sozioökonomischer und technikimmanenter Fakto-
ren eher Nachteile als Vorteile erwachsen. 

Aus der Retrospektive ist festzuhalten, dass alle Positionen sowohl auch heute noch 
tragfähige Elemente aufweisen als auch solche, deren Relevanz inzwischen fraglich ge-
worden ist. 

Hervorzuheben ist, dass die digitale Informationsgesellschaft wie von netzpessimisti-
scher Seite unterstellt tatsächlich in vielerlei Hinsicht zu einer Welt der schlechten Alter-
nativen geworden ist, in der es immer schwerer fällt, für sich legitime, aber dennoch wi-
derstreitende Interessen miteinander zu vereinbaren. Besonders deutlich kommt dies im 
konfliktbeladenen Verhältnis von bürgerschaftlichen Freiheitsrechten und staatlichen Be-
fugnissen zur Aufrechterhaltung öffentlicher Sicherheit und Ordnung zum Ausdruck. 

Fragt man danach, wie sich die aktuelle Situation und die Perspektiven der demokra-
tischen Willensbildung im Lichte von Buchsteins Begriffstrias darstellen, wird deutlich, 
dass sich hier in der Tat umfassende und tiefgreifende Veränderungen abzeichnen, die 
Konturen einer zukünftigen Demokratie sind aber noch nicht erkennbar. 

Anmerkungen 
 

1  Marianne Egger de Campo etwa sieht den „Kader der Hacker“ in einer solchen Rolle (2014, S. 15). 
2  Wenn man sich für die Schaffung einer zur Abwicklung elektronischer Wahlen geeigneten informations-

technischen Infrastruktur entscheiden würde, ließe sich diese natürlich auch nutzen, um flexibel und kos-
tengünstig Abstimmungen durchzuführen. 

3  Ersteres könnte sich beispielsweise so darstellen, dass ein parlamentarisches Verfahren zur Änderung ei-
ner Kommunalverfassung von einer Konsultation begleitet wird, und letzteres etwa so aussehen, dass ein 
Bürgerbegehren zu einem kommunalen Infrastrukturprojekt durchgeführt wird, das sich nicht auf die Ab-
haltung eines Bürgerentscheids, sondern auf die Einsetzung einer Planungszelle richtet. 

4  Und sind die Piratenparteien als Protagonisten dieses Leitbilds lediglich als eine netzpolitische Episode 
oder als Avantgarde einer noch wirkmächtig werdenden Bewegung anzusehen? 
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